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In Sachen 

 

Däubler, Wolfgang u.a. ./. SPD-Landesverband Baden-Württemberg 

 

bedanken wir uns für die gewährte Fristverlängerung. 

 

Wir werden beantragen, 

 

                  die Berufung als unbegründet zurückzuweisen. 

 

Zur Begründung tragen wir vor unter vollumfänglicher Bezugnahme auf das 

erstinstanzliche Vorbringen, das zugleich zum Gegenstand des 

Berufungsverfahrens gemacht wird: 

 

A. Zulässigkeit der Klage 

 

Der Beklagte und Berufungskläger behauptet erneut, der Rechtsweg zu den 

staatlichen Gerichten sei nicht eröffnet, da zunächst eine Entscheidung durch 

das Parteischiedsgericht zu erfolgen habe. Zwar seien die Kläger und 

Berufungsbeklagten als Einzelne oder als Gruppe im schiedsgerichtlichen 

Verfahren der SPD nicht beteiligtenfähig, doch hätten sie ein 

Statutenstreitverfahren dadurch in Gang setzen können, dass sie eine 

beteiligtenfähige Gliederung der Partei für ihr Vorhaben hätten gewinnen 

können. 

 

Wie schon im erstinstanzlichen Verfahren ausgeführt, wäre damit der dem 

Einzelnen grundgesetzlich garantierte Justizgewährungsanspruch verletzt. Er 
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umfasst das Recht auf Zugang zu den Gerichten und eine grundsätzlich umfassende 

tatsächliche und rechtliche Prüfung des Streitgegenstands sowie eine verbindliche 

Entscheidung durch ein unabhängiges Gericht. 

 

So BVerfG 12. 2. 1992 – 1 BvL 1/89 – BVerfGE 85, 337, 346, bestätigt durch BVerfG 

30.4.2023 – 1 PBvU 1/02 – BVerfGE 107, 395, 401 

 

Dabei kommt es allein auf den jeweiligen Rechtsträger und seine Befugnisse an. Ihn darauf 

zu verweisen, er könne ja vielleicht „Mitstreiter“ gewinnen und so als Teil einer 

Untergliederung der Partei doch noch sein Anliegen vor die Schiedskommission und ggf. vor 

ein Gericht bringen, ist bisher in der verfassungsrechtlichen Diskussion noch nie erwogen 

werden. Der grundgesetzliche Rechtsschutz beruht auf dem Schutz individueller Rechte und 

steht ausschließlich dem Rechtsinhaber zu. Er kann durch kollektive Formen des 

Rechtsschutzes wie die Verbandsklage nur ergänzt, nicht aber ersetzt werden. Im Übrigen 

wird auf das umfangreiche erstinstanzliche Vorbringen, insbesondere im Schriftsatz vom 

29.11.2024, verwiesen. 

 

Die Klage kann daher nicht wegen der Einrede der Schiedsabrede nach § 1032 Abs. 1 ZPO als 

unzulässig abgewiesen werden. Das Landgericht hat zutreffend entschieden. 

 

 

B. Begründetheit der Klage 

 

Die Berufungsbegründung greift das Urteil der Vorinstanz im Wesentlichen mit zwei 

Argumenten an. Zum einen behauptet sie, die im Vereinsrecht anerkannten Grundsätze seien 

auf Parteien nicht übertragbar; diese könnten vielmehr aufgrund ihrer Sonderstellung, die im 

Parteiengesetz ihren Niederschlag gefunden habe, selbst bestimmen, wie sie ihre interne 

Willensbildung gestalten wollten. Zum zweiten sieht sie datenschutzrechtliche Bedenken, die 

sich insbesondere auf eine (angebliche) Verletzung von Art. 6 Abs. 1 UAbs.1 lit. b und von Art. 

9 Abs. 1 DSGVO stützen. Dabei wird die Rechtsprechung in höchst einseitiger Weise 

ausgewertet; wesentliche Aussagen bleiben unerwähnt. 

 

Im Folgenden wird zunächst dargelegt, wie die vereinsrechtlichen Grundsätze beschaffen 

sind, aus denen sich ein Anspruch auf Übermittlung einer Mitgliederliste ergibt. Dabei ist zu 

berücksichtigen, dass entsprechende Prinzipien auch im Bereich des Gesellschaftsrechts 

entwickelt wurden. Anschließend sind die Übertragbarkeit auf politische Parteien und die 

dagegen vorgetragenen Argumente zu erörtern (unten I). 

 

Zum zweiten ist den datenschutzrechtlichen Einwänden nachzugehen. So soll angeblich die 

Kenntnis davon, wie andere Mitglieder zu erreichen sind, für die Mitwirkung des einzelnen 

Mitglieds bei der Willensbildung der Partei nicht erforderlich sein, da diese sich grundsätzlich 
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auf der Ebene des Ortsvereins vollziehe. Auch handle es sich bei der Parteimitgliedschaft um 

ein sensitives Datum, dessen Verarbeitung nach Art. 9 Abs. 2 DSGVO nur unter – hier 

angeblich nicht vorliegenden – engen Voraussetzungen zulässig ist (unten II). 

 

I. Der Anspruch auf Überlassung einer Mitgliederliste im Vereins-, Gesellschafts- 

und Parteienrecht 

 

1. Rechtslage im Vereinsrecht 

 

a) Der Grundsatz 

 

Nach der Rechtsprechung des BGH steht jedem Vereinsmitglied ein Recht auf Einsicht in die 

„Bücher und Urkunden“ des Vereins zu. Zu diesen Büchern und Urkunden zählt auch die 

Mitgliederliste. 

 

BGH 21.6.2010 – II ZR 219/09 – ZIP 2010, 2397 = NZG 2010, 1430 Rn.4 

 

Soweit die Unterlagen – wie heute üblich – in einer Datenverarbeitungsanlage gespeichert 

sind, kann das Mitglied einen Ausdruck der geforderten Informationen oder auch deren 

elektronische Übermittlung verlangen. 

 

BGH, a.a.O., unter Bezugnahme auf BGH 21.9.2009 – II ZR 264/08 – ZIP 2010, 27 Rn.9 

 

Die Ausübung dieses Auskunftsrechts setzt allerdings voraus, dass dem Mitglied ein 

berechtigtes Interesse zukommt, dem kein überwiegendes Geheimhaltungsinteresse des 

Vereins und auch keine überwiegenden berechtigten Belange der übrigen Mitglieder 

entgegenstehen. Schon vor der genannten Entscheidung des BGH wurde diese Auffassung in 

der obergerichtlichen Rechtsprechung allgemein geteilt; in der Zwischenzeit wurde sie 

verschiedene Male bestätigt. 

 

S. die Nachweise aus der obergerichtlichen Rechtsprechung bei BGH 21.6.2010 – II ZR 

219/09 – ZIP 2010, 2397 = NZG 2010, 1430 Rn.5. Die Rechtsprechung des BGH wurde 

zuletzt bestätigt durch BGH 10.12.2025 – II ZR 132/24 – ZIP 2026, 417 = DB 2026, 725. 

Eingehende Ausführungen im selben Sinn auch bei OLG Hamm 26.4.2013 – I-8 U 94/22 

– ZIP 2023, 1897 = ZD 2023, 684 

 

Dass diese Rechtsprechung mit dem Grundgesetz vereinbar ist, wurde schon vor längerer Zeit 

im Falle des § 37 BGB (Einberufung einer Mitgliederversammlung auf Initiative eines Zehntels 

der Mitglieder) vom Bundesverfassungsgericht bestätigt. 

 

BVerfG 18.2.1991 – 1 BvR 185/91 – juris 



- 4 - 

 

 

Ein „berechtigtes Interesse“ des Mitglieds besteht nicht nur in dem erwähnten Fall der 

Einberufung einer Mitgliederversammlung nach § 37 BGB. Es könne „selbstverständlich“ auch 

außerhalb des Anwendungsbereichs des § 37 BGB zu bejahen sein. 

 

So BGH 21.6.2010 – II ZR 219/09 – ZIP 2010, 2397 = NZG 2010, 1430 Rn.6 

 

So hat etwa die Rechtsprechung den Standpunkt vertreten, auch die Absicht, eine 

„Opposition“ gegen die bisherige Vorstandspolitik aufzubauen, sei ein genügender Anlass. 

 

BGH 25.10.2010 – II ZR 219/09 – ZIP 2010, 2399 Rn.4; BGH 10.12.2025 – II ZR 132/24 – 

ZIP 2026, 417 = DB 2026, 725 Rn.14 

 

In einem Verein – so heißt es weiter – sei das Zusammenwirken der Mitglieder ein elementarer 

Bestandteil der Willensbildung. Ein berechtigtes Interesse sei daher regelmäßig gegeben, 

wenn die Kontaktaufnahme mit den anderen Vereinsmitgliedern dazu dienen solle, den 

Bedenken gegen eine beabsichtigte Vorstandsentscheidung ihnen zur Kenntnis zu bringen 

und ggf. eine Opposition dagegen zu organisieren. 

 

BGH, a.a.O., Rn.17 

 

Weiter wird in der Rechtsprechung ein berechtigtes Interesse auch dann bejaht, wenn die 

Absicht besteht, eine Opposition nicht nur gegen ein Einzelvorhaben, sondern „gegen die 

vom Vorstand eingeschlagene Richtung der Vereinsführung“ zu organisieren. 

 

OLG Hamm 26.4.2023 – I-8 U 94/22 – ZIP 2023, 1897 = ZD 2023, 684 Ls. 2 

 

Insgesamt geht es darum, das aus der Mitgliedschaft folgende Recht auf Mitwirkung in der 

Vereinsangelegenheiten „wirkungsvoll“ ausüben zu können. 

 

BGH 10.12.2025 – II ZR 132/24 – ZIP 2026, 417 = DB 2026, 725 Rn.14 

 

Dies ist ersichtlich nur gemeinsam mit anderen Vereinsmitgliedern möglich. Das setzt 

wiederum die Möglichkeit zur Kontaktaufnahme voraus, was insbesondere in größeren 

Organisationen unter heutigen Bedingungen nur möglich ist, wenn dem Einzelnen die E-Mail-

Adressen der übrigen Mitglieder zur Verfügung stehen. Ihn auf den Postweg zu verweisen, 

würde bei einem Verein mit 5.000 oder gar 30.000 Mitgliedern die faktischen und 

wirtschaftlichen Möglichkeiten eines Einzelnen in aller Regel übersteigen.  

 

b) Gegeninteressen des Vereins und der übrigen Mitglieder? 
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Theoretisch könnte dem Auskunftsersuchen des Mitglieds ein Geheimhaltungsinteresse des 

Vereins als solchem entgegenstehen. Dies hat in der bisherigen Rechtsprechung und Literatur 

allerdings so gut wie keine Rolle gespielt, da die Mitgliederliste in allen Fällen - wie auch hier 

- nur für vereinsinterne Zwecke verwendet werden sollte. Es versteht sich von selbst, dass eine 

Weitergabe an Dritte, die außerhalb des Vereins stehen, ganz andere Probleme aufwirft und 

deshalb von vorne herein nicht in Betracht kommt. Die Mitgliederliste wird also nur 

vereinsintern verwendet. Dass der Verein ein überwiegendes Geheimhaltungsinteresse 

gegenüber seinen eigenen Mitgliedern haben sollte, ist bei einer Mitgliederliste denkbar 

unwahrscheinlich. 

 

Eine größere Rolle spielt die Frage, ob es zulässig sein kann, die anderen Mitglieder durch E-

Mails zu „belästigen“, die auf der Grundlage der Mitgliederliste versandt werden. Bisweilen 

ist dabei in übertreibender Terminologie von „Überschwemmt-Werden“ die Rede. Dem ist die 

Rechtsprechung jedoch nicht gefolgt. 

 

In seiner ersten einschlägigen Entscheidung hat der BGH den Standpunkt eingenommen, 

durch den Vereinsbeitritt habe sich der Einzelne in eine gewollte Rechtsgemeinschaft zu den 

anderen Mitgliedern begeben, die ihm weitgehend unbekannt seien. Er müsse es deshalb 

hinnehmen, dass diese in berechtigter Verfolgung vereinspolitischer Ziele an ihn herantreten. 

 

BGH 21.6.2010 – II ZR 219/09 – ZIP 2010, 2397 = NZG 2010, 1430 Rn.14 

 

In einer neueren Entscheidung wurde dies erneut bekräftigt und festgestellt, ein etwaiges 

Interesse der übrigen Vereinsmitglieder, nicht von anderen Mitgliedern durch eine 

Kontaktaufnahme in Vereinsangelegenheiten belästigt zu werden, trete hinter den 

berechtigten Interessen des die Auskunft Verlangenden zurück. 

 

BGH 10.12.2025 – II ZR 132/24 – ZIP 2026, 417 = DB 2026, 725 Rn.18 

 

Das OLG Hamm (26.4.2023 – I-8 U 94/22 – ZIP 2023, 1897 = ZD 2023, 684) hat darüber hinaus 

festgestellt, der Belästigung durch unerwünschte E-Mails komme nur „verhältnismäßig 

geringes Gewicht“ zu (Rn.56). Es bestehe die Möglichkeit, die „Belästigung“ durch einen 

Mausklick zu beenden. Auch widerspreche es aller Lebenserfahrung, dass jedes Mitglied allen 

anderen kurzfristig eine E-Mail schicke, sobald die Existenz des Rechts bekannt werde (Rn.55). 

Die abstrakte Befürchtung eines Missbrauchs sei ohne Bedeutung. 

 

c) Ersetzung durch andere Möglichkeiten der Kontaktaufnahme? 

 

In der Praxis haben Vereinsvorstände dem Auskunftsersuchen häufig das Argument 

entgegengehalten, der Kontakt zu anderen Vereinsmitgliedern könne auch auf einem 

anderen Wege realisiert werden. Verwiesen wird etwa auf ein Forum, in dem jeder seine 
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Meinung zu Vereinsangelegenheiten äußern könne, sowie eine Mitgliederzeitschrift, die auch 

Leserbriefe und andere Beiträge von Mitgliedern veröffentliche. Dem hat die Rechtsprechung 

des BGH widersprochen; das einzelne Mitglied müsse selbst entscheiden können,  

auf welche Art und Weise es andere Mitglieder kontaktieren wolle. 

 

BGH 21.6.2010 – II ZR 219/09 – ZIP 2010, 2397 = NZG 2010, 1430 Rn.13; BGH 10.12.2025 

– II ZR 132/24 – ZIP 2026, 417 = DB 2026, 725 Rn.20 

 

Auch eine Versendung durch den Vorstand, der (nach seiner Ansicht) unsachliche Beiträge 

ausnehmen könne, sei kein gleichwertiges Mittel. 

 

BGH 25.10.2010 – II ZR 219/09 – ZIP 2010, 2399 Rn.5 

 

d) Zwingender Charakter des Auskunftsrechts 

 

In der Rechtsprechung des BGH ist von einem „unentziehbaren Recht auf Auskunft“ die Rede. 

 

BGH 10.12.2025 – II ZR 132/24 – ZIP 2026, 417 = DB 2026, 725 Rn.26 

 

Die einzelnen Mitgliedern gegenüber bei ihrem Eintritt gemachte Zusage, ihre Daten würden 

nur zu Zwecken der „Mitgliedschaftsverwaltung“ verwendet, ist deshalb unwirksam. Sie 

können nicht auf die Wirksamkeit einer solchen Zusage vertrauen.  

  

BGH 10.12.2025 – II ZR 132/24 – ZIP 2026, 417 = DB 2026, 725 Rn.19 unter Bezugnahme 

auf BGH 22.1.2025 – II ZB 18/23 – ZIP 2025, 1020 = DB 2025, 1205 Rn.9 

 

In dieser Festlegung kommt erneut der Gedanke zum Ausdruck, dass eine reale Mitwirkung 

an der vereinsinternen Willensbildung nur möglich ist, wenn Kontakt zu den anderen 

Mitgliedern aufgenommen werden kann. Isolierte Individuen, die sich nicht über Probleme 

austauschen können, würden allenfalls Zufallsentscheidungen zustande bringen. 

 

2. Rechtslage im Gesellschaftsrecht 

 

a) Der Grundsatz 

 

Im Recht der Personengesellschaften besteht gleichfalls ein Anspruch darauf, die 

Mitgesellschafter und ihre Erreichbarkeit zu kennen. Anders als im Vereinsrecht wird seine 

Ausübung als „Selbstverständlichkeit“ betrachtet, so dass kein „berechtigtes Interesse“ 

dargelegt werden muss. 
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S. statt aller BGH 5.2.2013 – II ZR 134/11 – NJW 2013, 2190 = DB 2013, 625 Rn.12: „Wie 

der Senat bereits […] entschieden hat, ist bei einem Gesellschaftsvertrag einer 

Personen- bzw. Personenhandelsgesellschaft das Recht, seinen Vertragspartner zu 

kennen, selbstverständlich. Es folgt als unentziehbares mitgliedschaftliches Recht aus 

dem durch den Gesellschaftsvertrag begründeten Vertragsverhältnis als solchem […]“  

 

Bisweilen wird ausdrücklich betont, dass kein „berechtigtes Interesse“ an einer begehrten 

Auskunft vorausgesetzt werde. 

 

OLG München 15.3.2017 – 7 U 4184/16 – juris Ls.1 

 

Die Zahl der Gesellschafter spielt keine Rolle. 

 

Dasselbe Informationsrecht wird in der Gesellschaft bürgerlichen Rechts unter Bezugnahme 

auf § 716 BGB (heute: § 717 Abs. 1 BGB) eingeräumt. 

 

BGH 21. 9. 2009 – II ZR 264/08 – NJW 2010, 439 

 

 

b) Grenzen des Anspruchs 

 

Auch hier stellt sich die Frage, inwieweit die Mitgesellschafter gegen unerwünschte 

Kontaktaufnahme geschützt sind. Insoweit ist das Ergebnis dasselbe wie im Vereinsrecht. 

 

BGH 24.10.2023 – II ZB 3/23 – ZIP 2024, 127 Rn.15: Belästigung „geringfügiger Art“ 

 

Der Auskunftsanspruch findet eine Grenze nur im Verbot des Rechtsmissbrauchs nach § 242 

BGB und des Schikaneverbots nach § 226 BGB. Dazu gibt es eine relativ reichhaltige Kasuistik. 

So ist es zulässig, auch die Summe der jeweiligen Beteiligung abzufragen, um einzelnen 

Mitgesellschaftern dann ein Kaufangebot machen zu können. 

 

BGH 24.10.2023 – II ZB 3/23 – ZIP 2024, 127 Rn.15 

 

Ein Rechtsmissbrauch läge dann vor, wenn ein Rechtsanwalt in Absprache mit einem 

Gesellschafter die Gesellschafterliste abfragen würde, um auf dieser Grundlage von einzelnen 

Mitgesellschaftern Mandate zu akquirieren. Die bloße abstrakte Gefahr, dass ein zu einem 

nicht missbräuchlichen Zweck beauftragter Anwalt sich die Liste für eigene Zwecke zunutze 

macht, reicht nicht aus. 

 

BGH 19.11.2019 – II ZR 263/18 – BB 2020, 785 Rn.24 
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c) Keine Verweisung auf andere Möglichkeiten 

 

Auch im Gesellschaftsrecht vertritt die Rechtsprechung den Standpunkt, der Gesellschafter 

müsse sich nicht auf andere Formen der Kontaktaufnahme verweisen lassen. Er müsse selbst 

entscheiden können, auf welchem Wege und in welcher Weise er den Kontakt zu anderen 

Gesellschaftern herstellen wolle. 

 

BGH 24.10.2023 – II ZB 3/23 - ZIP 2024, 127 Rn.15; BGH 22.1.2025 – II ZB 18/23 – ZIP 2025, 

1020 Rn.11 

 

d) Zwingender Charakter  

 

Auch im Gesellschaftsrecht ist im Zusammenhang mit der hier interessierenden Frage von 

einem „unentziehbaren mitgliedschaftlichen Recht“ die Rede. 

 

BGH 5.2.2013 – II ZR 134/11 – NJW 2013, 2190 Rn.12; BGH 24.10.2023 – II ZB 3/23 – DB 

2024, 48 = ZD 2024, 219 Rn.12, 23 

 

Es kann durch Regelungen im Gesellschaftsvertrag nicht ausgeschlossen werden. 

 

BGH 24.10.2023 – II ZB 3/23 – DB 2024, 48 = ZD 2024, 219 Rn.27 

 

Dies gilt auch für die Gesellschaft bürgerlichen Rechts. 

 

BGH 21.9.2009 – II ZR 264/08 – NJW 2010, 439 

 

Soweit lediglich eine mittelbare Beteiligung vorliegt und der unmittelbare Gesellschafter nur 

ein Treuhänder ist, steht den mittelbar Beteiligten das Auskunftsrecht ebenfalls zu, sofern sie 

im Innenverhältnis einem Gesellschafter gleichgestellt sind. In einem solchen Fall kann das 

Auskunftsrecht auch im Treuhandvertrag nicht ausgeschlossen werden. 

 

BGH 11.1.2011 – II ZR 187/09 – NJW 2011, 921 = ZIP 2011, 322 Rn.20; BGH 5.2.2013 – II 

ZR 134/11 – NJW 2013, 2190 Ls.2 und Rn.24, 40 

 

Eine gegen diese Rechtsprechung gerichtete Verfassungsbeschwerde ist vom BVerfG nicht 

angenommen worden. 

 

Mitgeteilt bei BGH 5.2.2013 – II ZR 134/11 – NJW 2013, 2190 Rn.24 und in BGH 16.12.2014 

– II ZR 277/13 – ZIP 2015, 319 Rn.23 unter Bezugnahme auf BVerfG 8.2.2012 – 1 BvR 

623/11 (soweit ersichtlich nicht veröffentlicht) 
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Sie ist deshalb den weiteren Ausführungen zugrunde zu legen. 

 

e) Gesetzliche Regelung 

 

Seit 1.1.2024 gilt die Neufassung des § 166 HGB. Nach dessen Abs. 1 Satz 2 kann der 

Kommanditist von der Gesellschaft Auskunft über die Gesellschaftsangelegenheiten 

verlangen, soweit dies zur Wahrnehmung seiner Mitgliedschaftsrechte erforderlich ist, 

insbesondere wenn Grund zu der Annahme unredlicher Geschäftsführung besteht. Nach § 

166 Abs. 2 HGB hat dieser Anspruch zwingenden Charakter, kann also durch Vertrag weder 

eingeschränkt noch ausgeschlossen werden. 

 

3. Abweichende Rechtslage im Parteienrecht? 

 

Die Berufungsbegründung nimmt nicht eindeutig dazu Stellung, ob die vereinsrechtlichen 

Grundsätze auch auf eine politische Partei wie die SPD anwendbar sind. Auf S. 2 wird der 

Standpunkt vertreten, die Rechtsprechung zum Vereinsrecht sei „schon per se“ auf Parteien 

nicht übertragbar. Als Begründung wird eine Passage aus einem Urteil des 

Bundesverfassungsgerichts herangezogen, wonach die Parteien „ihren Charakter als frei 

gebildete, im gesellschaftlich-politischen Bereich wurzelnde Gruppen bewahren können.“ 

Warum dies gegen die Anwendung eines vereinsrechtlichen Grundsatzes sprechen soll, wird 

nicht ausgeführt und ist auch nicht ersichtlich. Auf S.6 wird demgegenüber betont, das 

Parteiengesetz gebe den Parteien zwar ausdrücklich eine „vereinsrechtliche Organstruktur“ 

vor, gestatte aber „über die Grundstruktur hinaus weitergehende Organe“ und überlasse es 

damit den Parteien, den Weg der konkreten Willensbildung festzulegen. Dies spricht eher für 

die Anwendung vereinsrechtlicher Grundsätze, zumal auch das Vereinsrecht die Schaffung 

zusätzlicher Organe wie z. B. eines Beirats zulässt. 

 

Soweit ersichtlich, sind sich Rechtsprechung und Literatur darüber einig, dass 

vereinsrechtliche Grundsätze auch auf eine politische Partei Anwendung finden, sofern nicht 

das Parteiengesetz eine abweichende Regelung trifft. Davon geht zu Recht auch das 

angefochtene Urteil aus. 

 

Das CDU-Bundesparteigericht hat in Bezug auf das Recht des Mitglieds auf Einsicht in die 

Bücher und Urkunden der Partei bis in die Formulierung hinein die vereinsrechtliche 

Rechtsprechung übernommen und in seiner Entscheidung vom 29.11.2018 (CDU-BPG 5/2018 

– juris) in Rn.32 und 33 ausgeführt: 

 

„Einem Vereinsmitglied steht kraft seines Mitgliedschaftsrechts ein Recht auf Einsicht 

in die Bücher und Urkunden des Vereins zu, wenn und soweit es ein berechtigtes 

Interesse darlegen kann, dem kein überwiegendes Geheimhaltungsinteresse des 
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Vereins oder berechtigte Belange der Vereinsmitglieder entgegenstehen (BGH ZIP 

2010, 2397 Rn.4; OLG Hamm, Urteil vom 30. Juli 2014 – I-8 U 10/14 –, juris, Rn.37). 

 

Das Auskunfts- und Einsichtsrecht ist Teil des Mitgliedschaftsrechts. Es bedarf keiner 

satzungsrechtlichen Rechtfertigung (vgl. BGH ZIP 2010, 2399 Rn.4) und begründet und 

begrenzt sich zugleich dadurch, dass die erfragten Informationen zur aktiven 

Teilnahme an der Vereinspolitik benötigt werden (vgl. BGH ZIP 2010, 2399 Rn.5). Es 

erfasst alle wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse des Vereins (BGH 

ZIP 2010, 2399 Rn.5 zur Auskunft in der Mitgliederversammlung). Eine allein 

hypothetische Missbrauchsmöglichkeit steht dem Auskunfts- und Einsichtsrecht nicht 

entgegen (BGH ZIP 2010, 2399 Rn.5; OLG München ZD 2016, 330).“ 

 

An späterer Stelle (Rn.42) wird ausdrücklich darauf hingewiesen, zu den „Büchern und 

Urkunden“ zähle auch die Mitgliederliste. 

 

In einer weiteren Entscheidung werden diese Grundsätze erneut bekräftigt und betont, die 

erfragten Informationen müssten zur aktiven Teilnahme an der Parteipolitik benötigt werden. 

Das Einsichtsrecht erfasse auch die Mitgliederliste. Es könne auch damit begründet werden, 

dass vor einer Kandidatur parteiinterne Wahlwerbung beabsichtigt sei. 

 

CDU-Bundesparteigericht 16.5.2019 – CDU-BPG 2/2019 – juris, Rn.26, 27 

 

Diese Vorgehensweise entspricht dem Gesetz. Das Parteiengesetz geht davon aus, dass das 

Vereinsrecht auf politische Parteien Anwendung findet, da es in § 37 ausdrücklich die 

Unanwendbarkeit einer einzelnen vereinsrechtlichen Vorschrift, nämlich des § 54 Satz 2 BGB, 

anordnet. Dies wäre überflüssig, hätte der Gesetzgeber das Vereinsrecht insgesamt für 

unanwendbar gehalten. Ergänzend kann noch auf die Rechtsprechung des BGH verwiesen 

werden, der den „Gebietsverband“ einer politischen Partei ausdrücklich als „nicht 

rechtsfähigen Verein“ qualifiziert hat.  

 

BGH 17.12.2020 – IX ZB 4/18 – BGHZ 228, 84 Leitsatz 1 

 

Auch in der Literatur wird das Vereinsrecht für anwendbar erklärt, wenn das PartG keine 

Sonderregelung enthält. 

 

Grüneberg-Ellenberger, BGB, 84. Aufl., München 2025, Einf. Vor § 21 Rn.17 

 

 

Das Parteiengesetz enthält seinerseits keinerlei Anhaltspunkte dafür, dass es in dem hier 

interessierenden Bereich eine andere als die vereinsrechtliche Lösung gewollt hätte. Die 

Frage, wie die Kommunikation zwischen den Parteimitgliedern stattfinden kann, ist auch nicht 
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andeutungsweise angesprochen. In § 10 sind die Rechte der Mitglieder geregelt, doch ist 

nichts über die hier interessierenden Fragen gesagt. Dass alle Mitglieder gleiches Stimmrecht 

haben (§ 10 Abs. 2 Satz 1 PartG), also Mehrstimmrechte ausgeschlossen sind, ist ein 

demokratisches Prinzip, das jedoch nichts mit dem Informationsstand der Mitglieder und 

ihren Kommunikationsmöglichkeiten im Vorfeld von Entscheidungen zu tun hat. Dasselbe gilt 

für die Willensbildung in den Organen nach § 15 PartG. Auch die Möglichkeit zur Schaffung 

zusätzlicher Organe durch die Satzung (§ 8 Abs. 2 PartG) ist im vorliegenden Zusammenhang 

ohne Bedeutung. 

 

Zuletzt gilt gerade die SPD aufgrund historischer Gründe als das Hauptbeispiel einer Partei, 

die als nicht eingetragener Verein organisiert ist.  

 

Waldhoff in: Herdegen/Masing/Poscher/Gärditz, Handbuch des Verfassungsrechts, 

2021, § 10 Parteien-, Wahl- und Parlamentsrecht Rn. 27 unter Hinweis auf E.R. Huber, 

Verfassungsgeschichte IV, 1969, S. 104ff. 

 

4. Die Einwände in der Berufungsbegründung 

 

Die Berufungsbegründung unternimmt den Versuch, das Begehren der Kläger als 

unberechtigt abzutun, weil es vom Sachverhalt her nicht unter die vereinsrechtlichen 

Grundsätze passe und weil es spezifische Grundsätze des PartG gebe, die der Übermittlung 

einer Mitgliederliste entgegenstehen würden. Der Übersichtlichkeit halber wird die 

Reihenfolge beibehalten, wie die Einwände in der Berufungsbegründung präsentiert werden. 

 

a) Das (nicht bestehende) Regel-Ausnahme-Verhältnis  

 

Die Berufungsbegründung konstruiert ein Regel-Ausnahme-Verhältnis in dem Sinne, dass das 

Auskunftsrecht im Falle des § 37 BGB, d. h. bei beabsichtigter Einberufung einer 

Mitgliederversammlung, die Regel, seine Geltendmachung in allen anderen Fällen die 

Ausnahme sei. An das Vorliegen einer solchen Ausnahme werden dann stillschweigend 

höhere Anforderungen gestellt. So könne insbesondere eine Mitgliederliste nur für einen 

konkreten Anlass verlangt werden, der hier nicht vorliege. Die Entscheidungen zum 

Vereinsrecht, die auf S. 4 aufgeführt seien, hätten alle solche „Einzelfälle“ zum Gegenstand 

gehabt.  

 

Dies gibt die Rechtsprechung des BGH nicht korrekt wieder. Wie oben unter B I 1 a dargelegt, 

hat der BGH betont, „selbstverständlich“ könnte ein berechtigtes Interesse auch außerhalb 

des Anwendungsbereichs von § 37 BGB zu bejahen sein. 

 

BGH 21.6.2010 – II ZR 219/09 – ZIP 2010, 2397 = NZG 2010, 1430 Rn.6 
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Insoweit bestehen keine höheren Anforderungen.  

 

Die Rechtsprechung hat weiter ein berechtigtes Interesse auch dann bejaht, wenn es nicht 

um die „Mobilisierung“ im Zusammenhang mit einem Einzelereignis, sondern um ein länger 

dauerndes Vorhaben wie den Aufbau einer „Opposition“ gegenüber der Vorstandslinie 

handelt. 

 

BGH 25.10.2010 – II ZR 219/09 – ZIP 2010, 2399 Rn.4; BGH 10.12.2025 – II ZR 132/24 – 

ZIP 2026, 417 = DB 2026, 725 Rn.14. Besonders deutlich OLG Hamm 26.4.2023 – I-8 U 

94/22 – ZIP 2023, 1897 = ZD 2023, 684 Ls.2 

 

Im Vergleich dazu ist das Vorhaben der Kläger, friedenspolitische Themen in die 

innerparteiliche Diskussion einzubringen, weniger umfassend, wenn auch – 

bedauerlicherweise – auf längere Zeit angelegt. Mit Recht hatte auch das angefochtene Urteil 

insoweit keine Bedenken. 

 

Der Einwand unter Nr. 1 der Berufungsbegründung geht daher an der Sache vorbei. 

 

Auf das umfangreiche erstinstanzliche Vorbringen zum Vorliegen eines berechtigten 

Interesses, insbesondere in der Klageschrift vom 10.04.2024 sowie im Schriftsatz vom 

19.09.2024, wird Bezug genommen.   

 

b) Parteien als „besondere Vereine“ 

 

Die Berufungsbegründung beschreibt unter Nr. 2 die Mitwirkung der Parteien an der 

politischen Willensbildung und nennt insbesondere die zahlreichen Erscheinungsformen, die 

als Regelbeispiele in § 1 Abs. 2 PartG aufgeführt sind. Die Parteien hätten deshalb das Recht, 

„den Weg der konkreten Willensbildung“ festzulegen, was sich im Übrigen schon aus der 

Satzungs- und Organisationsautonomie ergebe (S. 7/8). Unter Nr. 3 wird im Zusammenhang 

damit betont, durch den Beitritt unterwerfe sich das Mitglied der Satzung, die den Prozess 

der internen Willensbildung abschließend festgelegt habe. 

 

Beide Überlegungen haben mit der hier zu entscheidenden Frage nur wenig zu tun und sind 

aus sich heraus nicht überzeugend. Niemand bestreitet, dass die Parteien entsprechend Art. 

21 Abs. 1 Satz 1 GG an der politischen Willensbildung mitwirken, doch folgt daraus nichts für 

die Frage, wie deren interne Willensbildung im Einzelnen beschaffen sein muss. Auch geht es 

im vorliegenden Fall nicht darum, welche Organe welche Entscheidungsbefugnisse haben 

sollen, wer also letztlich die „Position“ der Partei in der Öffentlichkeit bestimmt. Vielmehr steht 

allein zur Debatte, ob im Vorfeld der Willensbildung ein Meinungs- und Erfahrungsaustausch 

zwischen den Mitgliedern über den einzelnen Ortsverein hinaus möglich sein soll oder nicht. 

Dieses Problem ist zudem im Organisationsstatut der SPD nirgends angesprochen, so dass 
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eine „Eingrenzung“ auch nicht mit der „Satzungs- und Organisationsautonomie“ begründet 

werden kann. 

 

c) Gesteuerte Willensbildung im Rahmen des Organisationsstatuts? 

 

Von zentraler Bedeutung in der Argumentation der Berufungsbegründung ist die These, das 

Organisationsstatut der SPD schreibe zwingend vor, die Willensbildung in der Partei erfolge 

grundsätzlich nur durch Einbringung von Initiativen und Erwirkung von Beschlüssen auf der 

Ebene der Ortsvereine. Zur Begründung verweist die Berufungsbegründung auf § 5 Abs. 1 

Satz 2 des Organisationsstatuts, wonach das Mitglied Antrags- und Stimmrecht in der 

Mitgliederversammlung des Ortsvereins habe. Weiter wird auf § 8 Abs. 1 des 

Organisationsstatus verwiesen, wo es heißt: 

 

„Die SPD gliedert sich in Ortsvereine, Unterbezirke und Bezirke. In dieser Gliederung 

vollzieht sich die politische Willensbildung der Partei von unten nach oben.“ 

 

Im Zusammenspiel von § 5 Abs. 1 und § 8 Abs. 2 des Organisationsstatuts würden „die 

Einflussmöglichkeiten einzelner Mitglieder und der Prozess der politischen Willensbildung 

der Partei in ihren Grundsätzen definiert. Dabei würden die Rechte einzelner Mitglieder 

eingeschränkt, „da es ihnen grundsätzlich nur über den Weg des Ortsvereins ermöglicht wird, 

ihre persönliche politische Meinung zu bestimmten Themen in die parteiinterne Debatte 

einzubringen.“ Diese Einschränkung sei aber schon wegen der besonderen Bedeutung der 

Parteien sowohl erforderlich als auch zulässig. 

 

Im folgenden Absatz wird das zugrunde liegende Demokratieverständnis im Einzelnen 

dargelegt. Dort heißt es: 

 

„Politische Parteien, insbesondere solche mit verhältnismäßig vielen Mitgliedern wie 

die SPD und die CDU, müssen, zumal wenn sie auf Bundes- oder Landesebene an 

Regierungen beteiligt sind oder eine solche Beteiligung anstreben, die Möglichkeit 

haben, die öffentliche und interne Debatte über politische Themen gezielt zu steuern 

und zu kanalisieren (Hervorhebung d. Unterzeichners). Eine offene Debatte über jedes 

politische Thema jederzeit und mit allen Mitgliedern einer Partei würde nicht nur zu 

einer Kakophonie der Meinungen führen, sie wäre für die Willensbildung geradezu 

kontraproduktiv, weil sowohl hinsichtlich der Themenauswahl als auch hinsichtlich der 

Positionierung  zu einzelnen politischen Themen jede denkbare Meinung von jedem 

Mitglied an alle Mitglieder kommuniziert werden könnte und sich damit öffentlich und 

intern ein einheitlichen Bild nicht mehr erkennen ließe.“ 

 

Diese – einigermaßen überraschende – Vorstellung läuft auf das Konzept einer „gelenkten 

Demokratie“ hinaus: Themenwahl und wohl auch Ergebnis eventueller Diskussionen würden 
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von der Gesamtorganisation von oben her gesteuert. Das Vertreten unterschiedlicher 

Meinungen auf unterer Ebene wird nicht etwa wie in demokratischen Ländern üblich als 

„Pluralismus“ bezeichnet, sondern als „Kakophonie“ diffamiert. 

 

Eine solche Vorstellung ist weder mit dem Organisationsstatut noch mit dem Grundgesetz 

vereinbar, das in Art. 21 Abs. 1 Satz 3 demokratische Grundsätze für den inneren Aufbau der 

Parteien vorschreibt. Dazu gehört auch die Meinungsfreiheit des Art. 5 Abs. 1 GG und das 

Recht, im Rahmen der Verfassung Vorschläge einzubringen und Beschlüsse der zuständigen 

Gremien anzuregen. Der eben wiedergegebene § 8 Abs. 1 des Organisationsstatuts sieht 

ausdrücklich eine Willensbildung „von unten nach oben“ vor. Damit lässt sich die „gezielte 

Steuerung der internen Debatte und ihre Kanalisierung“ nicht vereinbaren. Es handelt sich 

dabei um eine Wunschvorstellung, die keinerlei normative Grundlage hat und die auf eine 

Willensbildung „von oben nach unten“ hinausläuft. Die Ausführungen in der 

Berufungsbegründung belegen damit eindrucksvoll, weshalb die Übermittlung der E-Mail-

Adressen im konkreten Fall erforderlich ist, um auf die Willensbildung – hier zur 

Friedenspolitik – auch von „unten“ im Sinne eines pluralen und demokratischen Diskurses 

Einfluss nehmen zu können.  

 

Die Berufungsbegründung verkennt darüber hinaus, dass es den Klägern keineswegs darum 

geht, die im Organisationsstatut vorgesehenen Beschlusskompetenzen in Frage zu stellen 

oder gar einseitig zu verändern. Es geht nicht darum, dass jedes Mitglied oder jede 

Mitgliedergruppe das Recht haben soll, für die Gesamtpartei zu sprechen, was in der Tat ein 

Bild der Uneinheitlichkeit erzeugen würde. Vielmehr besteht das Anliegen allein darin, im 

Vorfeld von (durchaus „einheitlichen“ und klaren) Entscheidungen einen ausreichenden 

Meinungs- und Erfahrungsaustausch sicherzustellen. Die Mitglieder sollen die Möglichkeit 

erhalten, auf der Basis eines guten Informationsstandes Entscheidungen zu treffen und auch 

Themen einzubringen, die bei den Entscheidungsträgern der höheren Ebene wenig 

Sympathien genießen oder übersehen wurden. 

 

Dieser Informationsstand wird bislang vorwiegend „von oben nach unten“ hergestellt. Der 

Kläger zu 1 hat beispielsweise im November 2025 insgesamt sechs E-Mails von „höheren 

Ebenen“ der SPD erhalten, jedoch nur eine von einem Ortsverein. 

 

13.11.  Team SPD – Online Beitragsquittung (Bundesebene)  

17.11.  Bärbel Bas – Rentenstreit 

19.11.  Ronja Nothofer – Deine Fragen an Verena Hubertz – Sei am 18.11. um 10:30 

dabei! 

25.11.  SPD-Regionalzentrum Stuttgart – Europa kommt nach Tübingen  

27.11.  Bärbel Bas, Lars Klingbeil – Einladung – im Kampf um die Öffentlichkeit 

28.11.  Bärbel Bas und Lars Klingbeil – Die Rente bleibt stabil 
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Im Januar 2026 erhielt der Kläger zu 1 insgesamt 14 Mails von den „oberen Ebenen“, jedoch 

kein einziges von einem anderen Ortsverein. 

 

SPD-Regionalzentrum Stuttgart (12.1.), SPD Landesverband Baden-Württemberg 

(13.1.), Tim Klüssendorf (13.1. – Erbschaftsteuer), SPD Regionalzentrum Stuttgart (13.1.), 

SPD-Landesverband (15.1.), Sebastian Weigle (16.1. – Wahlkreisebene), SPD-

Regionalzentrum Stuttgart (23.1.), René Repasi und Vivien Costanzo MdEP (25.1.), Tim 

Klüssendorf (26.1. – erneut Erbschaftssteuer); SPD-Landesverband Baden-

Württemberg (26.1. – politischer Aschermittwoch), SPD-Regionalzentrum Stuttgart 

(27.1.), SPD-Regionalzentrum Stuttgart (28.1.), Ronja Nothofer-Hahn 

(Landtagskandidatin – 29.1.), SPD – Landesverband (30.1.). 

 

Dabei handelte es sich neben der Vermittlung inhaltlicher Positionen (Erbschaftsteuer) 

vorwiegend um Einladungen zu Veranstaltungen, bei denen Landtagskandidaten und 

Vertreter der oberen Ebenen referierten. 

 

Die Kläger bestreiten in keiner Weise die Legitimität aller dieser Aktivitäten, vertreten jedoch 

die Auffassung, dass eine Ergänzung durch Initiativen von Mitgliedergruppen auch das 

Element der „Willensbildung von unten nach oben“ zur Geltung bringen würde. 

 

d) Fehlendes berechtigtes Interesse, da „chancenlos“? 

 

Unter Ziffer 5 vertritt die Berufungsbegründung den Standpunkt, Aktivitäten im Rahmen der 

Friedenspolitik seien weder „parteifremd noch rechtsmissbräuchlich“, doch könnten die 

Kläger die Herausgabe einer Mitgliederliste nicht verlangen. Sie seien vielmehr auf die 

satzungsgemäß festgelegten Antrags- und Debattenprozesse beschränkt. Auch könne man 

keine Willensbildung durch die angeschriebenen Mitglieder herbeiführen, da sie kein 

entscheidungsbefugtes Gremium seien (S. 8/9). 

 

Eine Begründung für die These, eine Vorbereitung der Willensbildung sei nur auf der Ebene 

des Ortsvereins möglich, stellt auch dies nicht dar. Das Organisationsstatut enthält keine 

Aussage, wie die Kommunikation der Mitglieder im Vorfeld der Willensbildung beschaffen 

sein soll. Insoweit muss daher auf vereinsrechtliche Grundsätze zurückgegriffen werden, die 

oben im Einzelnen dargelegt wurden: Zu ihnen gehört das unentziehbare Recht, mit den 

anderen Mitgliedern in Verbindung zu treten und die dafür notwendigen technischen 

Voraussetzungen im Rahmen des Zumutbaren zu erhalten. Dazu kommt, dass das berechtigte 

Interesse keineswegs wegen „Chancenlosigkeit“ entfällt, da ja nicht eine Willensbildung durch 

einen großen „Sympathisantenkreis“, sondern allein durch die satzungsmäßigen Gremien der 

Partei erstrebt wird. Insoweit geht der Einwand an der Sache vorbei. 

 

e) Andere Möglichkeiten der Partizipation 
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Die Berufungsbegründung verweist weiter auf die in § 13 Abs. 1 des Organisationsstatuts 

vorgesehene Möglichkeit des Mitgliederbegehrens. Auch sei die Haltung der SPD zum 

Ukrainekrieg Diskussionsgegenstand auf dem Bundesparteitag vom Dezember 2023 

gewesen. Die Kläger würden deshalb die Mitgliederliste gar nicht benötigen, um ihre Position 

bekannt zu machen. Auch würden sie über die Website www.mehr-diplomatie-wagen.de 

verfügen, so dass sie ihre Initiativen innerhalb der Partei bekannt machen könnten. 

 

Dieses Argument ist aus den Verfahren zum Vereinsrecht (oben I 1 c) und zum 

Gesellschaftsrecht (oben I 2 c) hinreichend bekannt. Wie dort ausgeführt, ist die 

Rechtsprechung einheitlich davon ausgegangen, dass sich Vereinsmitglieder nicht auf andere 

Formen der Partizipation wie Internetforen oder Mitgliederzeitungen verweisen lassen 

müssen. Sie sollen selbst darüber entscheiden können, an wen sie sich wenden und auf 

welche Weise sie dies tun wollen. Nirgendwo ist eine Rechtsgrundlage dafür ersichtlich, dass 

dies nicht auch für die innere Struktur der Parteien gelten sollte. Die Berufungsbegründung 

nennt gleichfalls eine solche nicht. Auch in diesem Punkt ist dem angefochtenen Urteil 

zuzustimmen. 

 

f) kein Gegeninteresse der Partei 

 

Die Berufungsbegründung stellt weiter die Behauptung auf, es bestehe die Gefahr, dass jedes 

Mitglied sich eine Mitgliederliste verschaffen und dann sämtliche dort aufgeführten Personen 

mit E-Mails „versorgen“ könne. Dies widerspräche den Regeln der innerparteilichen 

Willensbildung sowie der bisherigen Praxis: Obwohl die Bundestags- und 

Landtagskandidaten gerne ihre politischen Positionen allen Mitgliedern zur Kenntnis bringen 

möchten, würde die Partei die Mitgliederdaten auch in einem solchen Fall nicht herausgeben. 

Hinzu komme, dass allein der Ortsverein, nicht aber der Landesverband die 

„mitgliederführende Stelle“ sei. 

 

Auch dies vermag nicht zu überzeugen. Die These, das Mitgliedschaftsrecht auf Übermittlung 

der Mitgliederliste führe zu einer „Inflation“ von E-Mails, kann sich - wie das angefochtene 

Urteil zutreffend ausgeführt hat - nicht auf Anhaltspunkte in der Realität stützen und muss 

bestritten werden. Das zu befürchtende „Chaos“ droht nicht. Dem steht zunächst entgegen, 

dass ein berechtigtes Interesse an der Kenntnis der Mitgliederliste dargelegt werden muss, 

was nicht in allen Fällen möglich sein wird. Auch dürfen keine überwiegenden Interessen der 

Partei oder anderer Mitglieder entgegenstehen. Doch davon ganz abgesehen: Sowohl im 

Vereinsrecht als auch im Gesellschaftsrecht existiert ein Anspruch auf Übermittlung einer 

Mitgliederliste seit rund zwanzig Jahren, ohne dass es dort zu einem „Chaos“ oder zu 

Missbräuchen gekommen wäre. Die abstrakte Befürchtung, es könne bei Parteien anders sein, 

kann nicht für eine Einschränkung der Mitgliedschaftsrechte genügen. 
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Eine Beschränkung des Mitgliedschaftsrechts auf eine bestimmte Ebene, die als 

„mitgliederführend“ bezeichnet wird, ist weder im Organisationsstatut der SPD noch 

anderswo erkennbar. Dem steht auch entgegen, dass gerade im Bereich der SPD nach der 

Rechtsprechung des BAG eine „gestufte Mitgliedschaft“ besteht; die einzelne Person hat 

Mitgliedschaftsrechte sowohl auf der Ebene des Ortsvereins wie auf der des Kreisverbands, 

des Landesverbands und der bundesweiten Partei. 

 

BAG 9.8.2000 – 7 ABR 56/98 – AP Nr. 9 zu § 47 BetrVG 1972 Rn.23. In dem Verfahren 

ging es um die Frage, ob ein Landesverband als Untergliederung der Gesamtpartei 

wie ein Betrieb oder wie ein Unternehmen zu behandeln sei.  

 

Im Ergebnis ist jede „Ebene“, die über die Mitgliederdaten verfügt, auch zu deren Herausgabe 

an einzelne Mitglieder verpflichtet, die in ihren Zuständigkeitsbereich fallen. Im Übrigen 

erstaunt die Behauptung, auch Wahlkandidaten würden keine Mitgliederdaten erhalten, da 

der Kläger zu 1 – wie oben unter c) mitgeteilt – sehr wohl auch E-Mails der 

Wahlkreiskandidatin Ronja Nothofer erhalten hat. Auch die übrigen E-Mails zeigen, dass die 

verschiedenen Ebenen der Partei ersichtlich recht häufig auf die Mitgliederlisten 

zurückgreifen. 

 

g) Kein Gegeninteresse anderer Mitglieder 

 

Die Berufungsbegründung stellt weiter die Behauptung auf, die ggf. von den Klägern 

angeschriebenen Parteimitglieder hätten ein Interesse daran, nicht durch E-Mails behelligt zu 

werden. Außerdem könne es Mitglieder geben, die ihre Mitgliedschaft aus persönlichen oder 

beruflichen Gründen geheim halten wollten (S. 15/16). 

 

Die Rechtsprechung zum Vereins- und zum Gesellschaftsrecht hat sich verschiedentlich zu 

der Frage geäußert, welchen Stellenwert die „Belästigung“ durch den Empfang von E-Mails 

mit sich bringe. Übereinstimmend kam sie zu dem Ergebnis, dass es sich um eine 

„geringfügige“ Belästigung handle, die gegenüber dem „berechtigten Interesse“ des 

Versenders der Mail zurücktreten müsse. Auch müsse derjenige, der einem Verein oder einer 

Gesellschaft beitrete, damit rechnen, von anderen Mitgliedern kontaktiert zu werden. 

 

S. oben I 1 b und I 2 b 

 

Wie das angefochtene Urteil zutreffend ausgeführt hat, ist die Situation bei politischen 

Parteien keine andere. 

 

Auch das Recht, die eigene Mitgliedschaft geheim zu halten, kann keinen Vorrang gegenüber 

dem berechtigten Interesse der die Mail absendenden Mitglieder für sich beanspruchen. Das 

Organisationsstatut der SPD sieht keine „verdeckte“ Mitgliedschaft vor, geht also ersichtlich 
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davon aus, dass der Einzelne zu seiner Mitgliedschaft steht. Abweichende Vereinbarungen 

sind nicht vorgesehen. Dies ist auch berechtigt, weil es für die anderen Mitglieder durchaus 

von Bedeutung sein kann, zu wissen, ob sie zusammen mit einer bestimmten (z. B. sehr 

umstrittenen) Person derselben Partei angehören oder nicht. Dies kann für die Aktivitäten in 

der Partei, aber auch für den Fortbestand der eigenen Mitgliedschaft durchaus von 

Bedeutung sein. Allerdings lässt sich im Ergebnis nicht effektiv ausschließen, dass eine andere 

Person der Partei beitritt, zugleich aber mit den ihn aufnehmenden Vertretern der Partei eine 

Abrede trifft, dass er zwar Beiträge bezahlt, aber nicht in die Mitgliederdatei aufgenommen 

wird. Wie dem auch sei: Im Ergebnis wird das Interesse, die eigene Mitgliedschaft nicht 

bekannt werden zu lassen, hinter dem Interesse der anderen zurücktreten müssen, mit ihm 

wie mit anderen Mitgliedern in Verbindung treten zu wollen. Auch insoweit ist dem 

angefochtenen Urteil jedenfalls im Ergebnis zuzustimmen. 

 

5. Zusammenfassung 

 

Die in der Berufungsbegründung vorgebrachten Einwände gegen das Urteil des LG Stuttgart 

greifen nicht durch. Sie sind in keiner Weise überzeugend. Angesichts einer fehlenden 

Regelung im PartG haben die Kläger aufgrund vereinsrechtlicher Grundsätze das Recht, von 

dem Beklagten die Übermittlung der Mitgliederliste zu verlangen. Die Absicht, 

friedenspolitische Positionen in der Partei bekannt zu machen, stellt ein berechtigtes Interesse 

dar. Dem stehen keine überwiegenden Interessen der Partei oder anderer Parteimitglieder 

entgegen. Die Kläger müssen sich auch nicht auf andere Formen der Kontaktaufnahme 

verweisen lassen. 

 

II. Kein Verstoß gegen Datenschutzrecht 

 

1. Vereinbarkeit mit Art. 6 Abs. 1 UAbs.1 lit. b DSGVO 

 

a) Die Aussagen der Rechtsprechung 

 

Die Berufungsbegründung legt einen besonderen Schwerpunkt auf die datenschutzrechtliche 

Zulässigkeit der Übermittlung von Mitgliederdaten. Dies legt es nahe, zunächst den in der 

Rechtsprechung entwickelten Status quo darzustellen, wie er für andere Organisationen und 

Parteien entwickelt wurde. 

 

Eine Datenverarbeitung ist u.a. dann rechtmäßig, wenn sie für die Erfüllung eines Vertrages 

mit der betroffenen Person erforderlich ist. Entscheidend kommt es dabei darauf an, dass 

Rechte und Pflichten privatautonom begründet wurden und damit als Ausdruck der 

Selbstbestimmung legitimiert sind. 

 

So ausdrücklich BGH 10.12.2025 – II ZR 132/24 – ZIP 2026, 417 = DB 2026, 725 Rn.23 
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Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 lit. b DSGVO deckt deshalb auch solche Datenverarbeitungen ab, die für 

die Erfüllung von Nebenpflichten oder für die Geltendmachung von Mitgliedschaftsrechten 

erforderlich sind. Erlaubt sind deshalb nicht nur Datenverarbeitungen, die im Zusammenhang 

mit dem Beitritt oder Ausschluss stehen; „Vertrag“ im Sinne des Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 lit. b 

DSGVO sind alle privatautonom begründeten Verpflichtungen. 

 

BGH 10.12.2025 – II ZR 132/24 – ZIP 2026, 417 = DB 2026, 725 Rn.23 

 

Wie oben unter I 6 ausgeführt, gehört zu den Mitgliedschaftsrechten auch die Befugnis, mit 

den übrigen Mitgliedern in Kontakt zu treten und zu diesem Zweck die Übermittlung einer 

Mitgliederliste von der „Organisation“ zu verlangen. Ohne eine solche Liste ist die 

Kontaktaufnahme außer bei ganz kleinen Vereinen nicht möglich; Erfahrungsaustausch und 

gemeinsame Initiativen wären nur in dem ganz engen Rahmen des Ortsvereins realisierbar. 

Die in der Übergabe der Liste liegende Datenübermittlung ist daher zur Ausübung eines 

Mitgliedschaftsrechts erforderlich. 

 

BGH 24.10.2023 – II ZB 3/23 – ZIP 2024, 127 Rn.24; ebenso BGH 10.12.2025 – II ZR 

132/24 – ZIP 2026, 417 = DB 2026, 725 Rn.25; BGH 19.11.2019 – II ZR 263/18 – NZG 

2020, 381 Rn.27 

 

In dieser Auslegung des Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 lit. b DSGVO kommt zugleich der Grundsatz zum 

Ausdruck, dass die datenschutzrechtliche Beurteilung von Vorgängen akzessorischen 

Charakter besitzt; was nach Zivil- oder Gesellschaftsrecht zulässig ist, darf nicht durch 

Anwendung des Datenschutzrechts unzulässig gemacht werden. 

 

OLG Hamm 26.4.2023 – I-8 U 94/22 – ZIP 2023, 1897 Rn.60, 85 

 

Diese Rechtsprechung entspricht einem verbreiteten Konsens. Einer Vorlage an den EuGH 

wegen der Auslegung des Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 lit. b DSGVO bedarf es nicht, da der BGH zu 

Recht die Lehre vom sog. acte clair angewandt hat: Es handelt sich um eine Auslegung, an 

der kein vernünftiger Zweifel besteht. 

 

BGH 24.19.2023 – II B 3/23 – ZIP 2024, 127 Rn.29; ebenso schon BGH 19.11.2019 – II ZR 

263/18 – NZG 2020, 381 Rn.37 

 

Diese Grundsätze legte auch das CDU-Bundesparteigericht zugrunde, als es um die 

Übermittlung einer Mitgliederliste innerhalb der Partei ging. 

 

CDU-Bundesparteigericht 29.11.2018 – CDU-BPG 5/2018 – juris Rn. 42; CDU-

Bundesparteigericht 16.5.2019 – CDU-BPG 2/2019 – juris, Rn.28 
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b) Nichtbeachtung der Rechtsprechung in der Berufungsbegründung 

 

Die Berufungsbegründung verneint die „Erforderlichkeit“ der Übermittlung der 

Mitgliederliste, wobei sie sich mit der hier wiedergegebenen Rechtsprechung so gut wie gar 

nicht auseinandersetzt. 

 

Die Notwendigkeit der Übermittlung bestimme sich anhand der mitgliedschaftlichen 

Beziehung der betroffenen Mitglieder, deren Kontaktdaten übermittelt werden sollen (S. 19 

oben). Diese wird mit den Regeln des Organisationsstatuts in eins gesetzt; für die dort 

vorgesehene Willensbildung, insbesondere im Ortsverein, sei eine Mitgliederliste nicht 

„unerlässlich“. Auch würde § 5a Satz 2 des Organisationsstatuts eine Weitergabe von 

Mitgliederdaten nur an „Funktionsträgerinnen und Funktionsträger in Gremien, 

Gliederungen, Geschäftsstellen und Organisationseinheiten im Sinne des § 10 des 

Organisationsstatuts sowie Mandatsträgerinnen und Mandatsträger der Partei“ vorsehen. 

 

In der Sache läuft diese Auffassung darauf hinaus, den Mitgliedschaftsrechten entgegen der 

allgemein geteilten Rechtsprechung eine sehr viel engere Interpretation zu geben. Nur das 

im Organisationsstatut ausdrücklich Vorgesehene soll gelten. Dass es daneben nach vereins- 

und gesellschaftsrechtlichen Prinzipien auch noch andere Rechte und Pflichten gibt, wird 

nicht zur Kenntnis genommen. Insoweit geht der Einwand ins Leere. 

 

Selbst wenn man diesem engen Ansatz folgt, müsste im Übrigen – das sei hier als Ergänzung 

angefügt - eine Mitgliederliste jedenfalls dann zur Verfügung gestellt werden, wenn ein 

Mitgliederbegehren nach § 13 Abs. 1 des Organisationsstatuts initiiert werden soll. Dies setzt 

nämlich die Unterschriften von 1 % der Mitglieder aus 10 Unterbezirken aus drei 

Bundesländern voraus. Eine solche Initiative führt nur dann zu einer Abstimmung, wenn sie 

nach ihrer Zulassung binnen einer Frist von drei Monaten von 20 Prozent der Mitglieder 

unterstützt wird (§ 13 Abs. 1 lit. c des Organisationsstatuts). Wie will man ohne Mitgliederliste 

eine solche Voraussetzung erfüllen? 

 

Ein Mitgliederbegehren gegen die Abschaffung des Bürgergeldes kam Anfang des 

Jahres 2026 nicht zustande, weil statt der erforderlichen knapp 70.000 Unterschriften 

nur 2.901 vorgelegt werden konnten – mitgeteilt in „Handelsblatt“ vom 24.3.2026, 

abrufbar unter 

https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/unterschriftensammlung-spd-

mitgliederbegehren-zum-buergergeld-klar-gescheitert/100211208.html (8.4.2026). 

Die Partei hatte sich auch in diesem Fall geweigert, eine Mitgliederliste zur 

Verfügung zu stellen. Letzteres kann im Bestreitensfall durch Zeugnis von Frau Dr. 

Franziska Drohsel, Berlin, belegt werden.  

 

https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/unterschriftensammlung-spd-mitgliederbegehren-zum-buergergeld-klar-gescheitert/100211208.html
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/unterschriftensammlung-spd-mitgliederbegehren-zum-buergergeld-klar-gescheitert/100211208.html
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Weiter müsste man daran denken, in großen Ortsvereinen gleichfalls eine Mitgliederliste zur 

Verfügung zu stellen. 

 

Der Hinweis auf § 5a des Organisationsstatuts geht auch deshalb fehl, weil sich diese 

Bestimmung nur auf die im Organisationsstatut vorgesehenen Kommunikationsformen 

bezieht, von denen die hier zur Entscheidung stehende nicht erfasst wird. Dasselbe gilt für 

die SPD-Datenschutzrichtlinie, nach deren § 4 Abs. 3 Satz 1 Verzeichnisse über die Daten von 

Mitgliedern nur an „Vorstände, Geschäftsstellen und solche Mitglieder ausgehändigt werden, 

die in der SPD eine besondere Funktion ausüben, welche die Kenntnis der jeweiligen 

konkreten Mitgliederdaten erfordert.“  

 

Abrufbar unter 

https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Parteiorganisation/Datenschutzrichtlinie_

der_SPD_2021.pdf (8.4.2026) 

 

Damit wird nur eine Willensbildung „von oben nach unten“, nicht aber wie im vorliegenden 

Zusammenhang eine Willensbildung von unten nach oben geregelt. Die Behauptung auf S. 

21 der Berufungsbegründung, das Landgericht Stuttgart habe den Regelungsgehalt des § 4 

Abs. 3 der Datenschutzrichtlinie verkannt, geht daher an der Sache vorbei. 

 

Die parteiinterne Datenschutzrichtlinie ist überdies nicht in der Lage, die nach allgemeinen 

Rechtsgrundsätzen geltenden mitgliedschaftlichen Befugnissen abzubedingen, sie dem 

einzelnen Mitglied zu entziehen. Ihrem Wortlaut nach tut sie dies auch nicht, weshalb sie nicht 

in einer Weise interpretiert werden darf, die auf eine solche Abweichung hinausläuft. 

 

In der Berufungsbegründung wird weiter behauptet, das Urteil des Landgerichts Stuttgart 

verstoße gegen mehrere Prinzipien des Art. 5 Abs. 1 DSGVO, insbesondere gegen die 

Zweckbindung nach Art. 5 Abs. 1 lit. b. Die Rechtsprechung, die einen Anspruch auf 

Übermittlung einer Mitgliederliste bejaht und keinen Widerspruch zu Art. 5 DSGVO gesehen 

hat, wird dabei mit keinem Wort erwähnt. Für ein solches Recht auf Übermittlung der 

Mitgliederliste genügt sogar die Absicht, eine Opposition gegen die Vorstandspolitik 

aufbauen zu wollen. 

 

BGH 25.10.2010 – II ZR 219/09 – ZIP 2010, 2399 Rn.4; BGH 10.12.2025 – II ZR 132/24 – 

ZIP 2026, 417 = DB 2026, 725 Rn.14: besonders nachdrücklich OLG Hamm 26.4.2023 – 

I-8 U 94/22 – ZIP 2023, 1897 = ZD 2023, 684 

 

Ein solches Vorhaben wurde von der Rechtsprechung nicht als ein zu weit gefasster „Zweck“ 

im Sinne des Art. 5 Abs. 1 lit. b DSGVO angesehen, während die Berufungsbegründung meint, 

friedenspolitische Aktivitäten und Erklärungen würden gegen die von Art. 5 Abs. 1 lit. b 

DSGVO verlangte Zweckbindung verstoßen (S. 22). Neben der Sache liegt auch die weitere 

https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Parteiorganisation/Datenschutzrichtlinie_der_SPD_2021.pdf
https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Parteiorganisation/Datenschutzrichtlinie_der_SPD_2021.pdf
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Behauptung, im vorliegenden Fall verstoße die Herausgabe einer Mitgliederliste gegen den 

Grundsatz der Datensparsamkeit nach Art. 5 Abs. 1 lit. c DSGVO (S. 23). Daten, deren 

Übermittlung – wie gezeigt – erforderlich ist, können nicht unter Berufung auf den Grundsatz 

der Datensparsamkeit zurückgehalten werden.  

 

Weiter hat die Berufungsbegründung (S. 24 und 25) die Ausführungen des angefochtenen 

Urteils auf S. 10 verkannt. Dieses war auf die hypothetische Frage eingegangen, wie sich eine 

Partei gegen eine unübersehbare Vielzahl von E-Mails zur Wehr setzen könne. In diesem 

Zusammenhang hat das Gericht die Möglichkeit erwogen, die Zustimmung zur 

Kontaktaufnahme bei den einzelnen Mitgliedern abzufragen und die Verteilung auf die 

Zustimmenden zu beschränken. Daraus hat die Berufungsbegründung einen „Vorrang der 

Rechtsgrundlage der Einwilligung“ konstruiert (S. 24), wonach ein Rückgriff auf Art. 6 Abs. 1 

UAbs. 1 lit. b DSGVO nur zulässig sein soll, wenn eine solche „Einwilligungslösung“ nicht in 

Betracht komme. Eine Erwägung, die für einen sehr unwahrscheinlichen Fall angestellt wurde, 

soll so als vorrangige Lösung auch im Normalfall gelten. 

 

Hier findet gleichfalls die gegenteilige Rechtsprechung keine Erwähnung. Diese betrachtet 

die in Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 DSGVO genannten Gründe als gleichwertig und verlangt deshalb 

von Vertragsparteien keineswegs, dass sie sich über den Vertragsschluss hinaus noch um eine 

besondere Einwilligung bemühen. Dies wird auch im Vereins- und Gesellschaftsrecht so 

gehandhabt: In keiner die Überlassung einer Mitgliederliste betreffenden Entscheidung 

wurde jemals verlangt, dass die Kläger sich erst um eine Einwilligung hätten bemühen 

müssen. Auch im vorliegenden Fall kann nichts anderes gelten. 

 

Auf alternative Rechtfertigungsgründe für die Datenübermittlung, insbesondere auf die 

Anwendbarkeit des Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 lit. f DSGVO einzugehen, besteht vom hier geteilten 

Standpunkt der Rechtsprechung aus keinerlei Veranlassung. 

 

 

2. Rechtfertigung nach Art. 9 Abs. 2 lit. d DSGVO 

 

a) Parteimitgliedschaft als sensitives Datum 

 

Art. 9 Abs.1 DSGVO nennt als sensitives Datum u.a. „politische Meinungen“; geschützt sind 

damit auch alle Daten, aus denen politische Meinungen „hervorgehen“, die also 

entsprechende Rückschlüsse zulassen. Dazu gehört auch die Zugehörigkeit zu einer 

politischen Partei. 

 

Greve, in: Auernhammer (Begr.), DSGVO BDSG, Kommentar, 8. Aufl., Hürth 2024, Art. 

9 DSGVO Rn.11; Petri, in: Simitis/Hornung/Spiecker (Hrsg.), Datenschutzrecht: DS-GVO 
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BDSG, 2. Aufl., Baden-Baden 2025, Art. 9 DS-GVO Rn.19; Weichert, in: Kühling/Buchner 

(Hrsg.), DS-GVO und BDSG, Kommentar, 4. Aufl., München 2024, Art. 9 DS-GVO Rn.27 

 

Gegenstimmen sind nicht ersichtlich. 

 

b) Verarbeitung nach Art. 9 Abs. 2 lit. d DSGVO 

 

Art. 9 Abs. 2 lit. d DSGVO lässt eine Verarbeitung sensitiver politischer Daten zu, wenn 

bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. 

 

(1) Die Verarbeitung muss im Rahmen des Zwecks einer politischen Vereinigung erfolgen, 

wozu selbstredend auch Parteien gehören. 

 

Jaspers/Schwartmann/Mühlenbeck, in: Schwartmann/Jaspers/Thüsing/Kugelmann 

(Hrsg.), DS-GVO/BDSG Kommentar, Heidelberg 2018, Art. 9 DS-GVO Rn.139; Kampert, 

in: Sydow/Marsch (Hrsg.), DS-GVO/BDSG Handkommentar, 3. Aufl., Baden-Baden 

2022, Art. 9 DS-GVO Rn.23; Schiff, in; Ehmann/Selmayr (Hrsg.), Datenschutz-

Grundverordnung, 3. Aufl., München 2024, Art. 9 Rn.44; Weichert, a.a.O., Art. 9 

Rn.71,74 

 

Die Privilegierung durch Art. 9 Abs. 2 lit. d DSGVO will der besonderen Bedeutung der 

erfassten Organisationen, insbesondere ihrem Einsatz für Grundrechte und 

Grundfreiheiten Rechnung tragen und ihre Tätigkeit erleichtern. Dies wird u.a. in 

Erwägungsgrund 51 zur DSGVO zum Ausdruck gebracht. 

 

(2) Weitere Voraussetzung ist, dass die Organisation keine Erwerbszwecke verfolgt. Diese 

Bedingung ist bei der SPD unstreitig erfüllt.  

 

(3) Die Datenverarbeitung muss rechtmäßige Zwecke verfolgen.  

 

Kampert, a.a.O., Art. 9 DS-GVO Rn.26; Jaspers/Schwartmann/Mühlenbeck, a.a.O., Art. 

9 DS-GVO Rn.143 

 

Dies wird in Bezug auf die beabsichtigten friedenspolitischen Erklärungen und sonstigen 

Aktivitäten auch von der Berufungsbegründung nicht in Zweifel gezogen. 

 

(4) Die Datenverarbeitung muss den Zwecken der Organisation dienen. Dies ist bei den 

beabsichtigten friedenspolitischen Erklärungen der Fall. Etwaige inhaltliche 

Meinungsverschiedenheiten ändern daran nichts; es genügt, dass die beabsichtigten 

Beiträge für die Meinungsbildung innerhalb der Partei bestimmt sind. 
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Petri, in: Simitis/Hornung/Spiecker, a.a.O., Art. 9 DSGVO Rn.54; 

Jaspers/Schwartmann/Mühlenbeck, a.a.O., Rn.137 

 

(5) Die Verarbeitung muss ausschließlich internen Zwecken dienen; eine Weitergabe an Dritte 

muss ausgeschlossen sein.  

 

Ebenso Petri, a.a.O., Art. 9 DS-GVO Rn.53; Schiff, a.a.O., Art. 9 Rn.44; Weichert, a.a.O., 

Art. 9 DSGVO Rn.76; Kampert, a.a.O., Art. 9 Rn.28 

 

Auch diese Voraussetzung ist im konkreten Fall erfüllt; es geht den Klägern ausschließlich 

um die parteiinterne Willensbildung. 

 

(6) Schließlich müssen „geeignete Garantien“ bestehen, die sicherstellen, dass sich die 

Datenverarbeitung ausschließlich in diesem Rahmen bewegt. Diese können normative 

Bindungen, verfahrensmäßige Vorkehrungen oder technisch-organisatorische 

Maßnahmen sein. 

 

Weichert, a.a.O., Art. 9 DS-GVO Rn.76a 

 

Die Kläger haben die Absicht, die Mitgliederdaten von vorne herein ausschließlich einem 

Provider zur Verfügung zu stellen, der die nötigen Sicherungsmaßnahmen nach Art. 32 

DSGVO vornehmen wird. Auf diese Weise wird die Gefahr minimiert, dass die Daten durch 

ein Versehen Dritten bekannt werden oder ein zweckwidriger Gebrauch von ihnen 

gemacht wird. Der Provider hat im Verhältnis zu den Klägern die Stellung eines 

Auftragsverarbeiters, so dass keine Übermittlung an Dritte vorliegt. Wie auf S. 29 der 

Berufungsbegründung mitgeteilt wird, arbeitet auch die SPD als Organisation mit 

zahlreichen professionellen IT-Dienstleistern zusammen. Dies ist auch in § 5 im 8. Bullet-

Point der SPD-Datenschutzrichtlinie so vorgesehen. 

 

Durch die Einschaltung eines Providers schützen sich außerdem die Kläger davor, wegen 

einer „Datenschutzpanne“ nach Art. 82 DSGVO auf Schadensersatz in Anspruch 

genommen zu werden – eine Gefahr, auf die das angefochtene Urteil mit Recht hinweist.  

Als Provider ist die Firma 

 

Tiksys GmbH 

Wilhelmstraße 14 

72074 Tübingen 

Email: info@tiksys.net 

Telefon: +49 7071 920 790 
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vorgesehen. Die Übernahme dieser Aufgabe ist gegenüber dem Kläger zu 2 zugesagt 

worden. Auf diese Weise ist sichergestellt, dass die genannten Bedingungen eingehalten 

werden und kein unbefugter Datenzugriff erfolgt. Die Behauptung in der 

Berufungsbegründung (auf S. 29 unten), dass Privatpersonen eine solche Absicherung 

nicht leisten könnten und dass man durch die Überlassung von Daten an Einzelpersonen 

„die DSGVO und ihre Maßgaben… ad absurdum führen“ würde, stellt daher nichts anderes 

als eine nutzlose Polemik dar. Im Übrigen hält es die Berufungsklägerin erneut nicht für 

erforderlich, die Entscheidung des CDU-Bundesparteigerichts vom 29.11.2019 (CDU-BPG 

5/2018 – juris) zu erwähnen, die in einem vergleichbaren Fall das Vorliegen der 

Voraussetzungen des Art. 9 Abs. 2 lit. d DSGVO bejaht und auch das Erfordernis der 

„geeigneten Garantien“ als erfüllt angesehen hat. 

 

 

III. Zusammenfassung 

 

In Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des BGH steht den Klägern ein Anspruch auf 

Überlassung einer Mitgliederliste in digitaler Form durch den Beklagten zu. Die Übermittlung 

der Namen und der E-Mail-Anschriften verstößt auch nicht gegen datenschutzrechtliche 

Grundsätze. 

 

Er wird daher gebeten, die Berufung als unbegründet zurückzuweisen. 

 

 

Manuel Gulde 

Rechtsanwalt 

 

 

 


